
 

 

 

- 1 - 

Richtlinie zur Förderung von Ausbildungslots*innen an 
weiterführenden Schulen der Region Hannover 

 
1. Rechtsgrundlage 

Die Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung der Region Hannover gewährt nach Maßgabe die-

ser Richtlinie, der Allgemeinen Richtlinie über die Bewilligung und Verwendung freiwilliger Zuwen-

dungen der Region Hannover an Dritte, der Niedersächsischen Kommunalhaushalts- und Kassen-

verordnung (KomHKVO) und der Niedersächsischen Landeshaushaltsordnung (LHO) Zuwendun-

gen aus Mitteln des Haushalts der Region Hannover für die Durchführung der Ausbildungslots*in-

nen-Projekte.  

1.1. Es gelten die ANBest-P bzw. ANBest-GK. 

1.2. Ein Anspruch des Antragsstellers auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht. Vielmehr 

entscheidet die Bewilligungsstelle aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen 

der verfügbaren Haushaltsmittel. 

2. Zuwendungszweck und Gegenstand der Förderung 

2.1. Zuwendungszweck und Förderziel 

Durch die Förderung wird der Einsatz von Ausbildungslots*innen durch Bildungsträger an be-

stimmten allgemeinbildenden Schulen unterstützt. Das Projekt soll die Schülerinnen und Schü-

ler der allgemeinbildenden Schulen über die Berufsberatung hinaus (zur Abgrenzung der Auf-

gaben siehe 2.2. Gegenstand der Förderung) und neben der Schulsozialarbeit bei der Entwick-

lung ihrer individuellen Anschlussperspektiven beim Übergang Schule-Beruf proaktiv unterstüt-

zen. Ziel ist es den direkten Anschluss in die Ausbildung für die Schüler*innen zu erleichtern 

und ein längeres Verweilen im Übergangssystem sowie Ausbildungsabbrüche zu vermeiden. 

Hierzu sollen an jeder Projekt-Schule pro Schuljahr alle Schülerinnen und Schüler der Entlass- 

und Vorentlassklasse und mindestens 75% der Vor-Vor-Entlassklasse entsprechend des mit 

den Schulen entwickelten Projektumsetzungskonzeptes erreicht werden, bzw. an den Gymna-

sien mindestens 70 % der Schülerinnen und Schüler der Jahrgänge 10, 11 und 12. Ferner ist 

zur Überprüfung des Zuwendungsziels eine mit den Schulen und den Fördermittelgebern abge-

stimmte Messung der Berufswahlkompetenz durchzuführen.  

Eine gute berufliche Orientierung ist Bestandteil der Nachwuchskräftesicherung der Wirtschaft 

der Region Hannover. Gleichzeitig dient das Projekt dem erheblichen Interesse der Region Han-

nover, ihre Einwohner*innen bei der Umsetzung eines eigenständigen und selbstbestimmten 

Lebens wirtschaftlich und sozial zu unterstützen.  

2.2. Gegenstand der Förderung 

Gefördert werden Ausbildungslots*innen-Projekte in der Region Hannover mit Priorität an den 

Standorten des Projektes „Ausbildungslotsen 2022-2025“ (vgl. Anlage Schulstandorte). 

Zur Unterstützung der Schülerinnen und Schüler sollen im Rahmen der zu fördernden Projekte 

vom Antragsteller einzusetzende Ausbildungslotsinnen und -lotsen kontinuierlich in den Schu-

len vor Ort erreichbar sein, Gruppenveranstaltungen zur Berufsorientierung durchführen und 
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nachgelagerte individuelle Unterstützung anbieten. Daneben sollen sie in den Schulen den In-

formationstransfer und die Abstimmung zwischen allen am Prozess der Berufsorientierung 

Handelnden gewährleisten. In der Schnittstellenfunktion sollen sie das Akteursnetzwerk – ins-

besondere die Berufsberatung der Agentur für Arbeit – laufend über den aktuellen Stand 

des/der einzelnen Jugendlichen im Berufsorientierungsprozess informieren. Daneben ist zu ge-

währleisten, dass sie auch verantwortlich dafür sind, das Netzwerk zu Dritten, darunter vor 

allem zu lokalen und regionalen Betrieben aufzubauen und zu pflegen, damit es im Rahmen 

des Berufsorientierungs- und Bewerbungsprozesses für die Praxisvermittlung genutzt werden 

kann.  

Die Arbeit der Ausbildungslots*innen unterscheidet sich zur Arbeit der Beratungsfachkräfte in 

der Agentur für Arbeit in folgender Hinsicht: Zu den Aufgaben der Ausbildungslots*innen gehö-

ren vor allem Gruppenveranstaltungen z.B. zu folgenden Themen: 

− In der Vor- Vor-Entlassklasse: 

o Einführung des Berufswahlpasses (o.ä.) zu pers. Stärken/Talenten und Interes-

sen 

o Erster Überblick zu Berufen 

o Talente entdecken/sich selbst kennenlernen - Stärkenanalyse 

o Unterstützung bei Umsetzung und Nachhaltung des Berufswegefahrplans (auch 

in Folgejahren) 

o Begleitung der Kompetenzfeststellung 

− In der Vorentlassklasse: 

o Berufsfelderkundung 

o Recherchetechniken 

o Hilfe bei der Praktikumsvorbereitung -suche und -nachbereitung 

o Unterstützung bei der Durchführung von „Check-U“ 

o Üben von Bewerbungsschreiben und Vorstellungsgesprächen 

o Hilfe bei dem Anlegen eines Accounts in der Jobbörse (bei Bedarf) 

− In der Entlassklasse 

o Hilfe bei der Erkundung der weiterführenden Schulen 

o Üben von Bewerbungsschreiben und Vorstellungsgesprächen 

o Hilfe bei dem Anlegen eines Accounts in der Jobbörse (bei Bedarf) 

o Unterstützung bei der Umsetzung des „Plans B“ 

Die Ausbildungslots*innen dürfen die Schüler*innen in Bezug auf die eigenen Gruppenveran-

staltungen oder die Beratung der Beratungsfachkraft der Agentur für Arbeit individuell vor- oder 

nachbereiten. Dazu gehören z.B.  

− Unterstützung bei der Informationsbeschaffung zu ausgewählten Berufen nach Erstge-

spräch mit der Beratungsfachkraft der Agentur für Arbeit 

− Unterstützung beim Schreiben von Bewerbungen für Praktika und Ausbildungsplätze 

− Unterstützung bei Umsetzung und Nachhaltung des Berufswegefahrplans 

− Unterstützung beim Anmeldeverfahren an der BBS. 

Neben der Zusammenarbeit mit den Schüler*innen gehört zu den Aufgaben der Ausbildungs-

lots*innen auch: 
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− Mitwirkung an Elternabenden bei Bedarf 

− Durchführung des BO-Checks mit der Beratungsfachkraft der Agentur für Arbeit und der 

Schule 

− Stärkung der Praxiskooperationen, v. a. über interne und externe Gruppenmaßnahmen 
/Praxisprojekte (Angebotsprüfung, Initiierung neuer Formate, Begleitung der Umset-
zung, Unterstützung bei der Gewinnung von Praxispartnern für die Schülerinnen und 
Schüler sowie die Schule).  

3. Zuwendungsempfänger 

Zuwendungsberechtigt sind Bildungsträger mit aktueller Expertise am Übergang Schule-Beruf in der 

Region Hannover. Weiterhin muss der Träger durch eine fachkundige Stelle nach Maßgabe der §§ 

176 ff. SGB III zugelassen sein. Die Zulassung muss vor Beginn der Maßnahme vorliegen. 

4. Zuwendungsvoraussetzungen 

4.1. Die Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung der Region Hannover beurteilt die Förde-

rungswürdigkeit jedes eingehenden Antrags anhand eines Scorings, welches die vorhaben-

bezogene Qualität (60%) und die Maßnahmekosten (40%) berücksichtigt. Eine Mindestan-

zahl an Punkten (vgl. Anlage Antragsformular) muss erreicht werden. Sollten für eine Schule 

mehrere Anträge eingehen, erhält der Antrag mit dem höheren Ergebnis den Zuschlag. 

4.2. Die Qualität der Maßnahme wird unter folgenden Gesichtspunkten bewertet: 

4.2.1. Ausrichtung am BO-Konzept der Schule (60%) 

− Bestandteil des Antrages ist pro Schule eine konkrete Konzeptbeschreibung des Trä-

gers, in welchem Schuljahr welche Berufsorientierungsmaßnahmen (Gruppenmaßnah-

men) von den Ausbildungslots*innen durchgeführt werden. Die Gruppenmaßnahmen 

sind entlang des Berufswegefahrplans der Agentur für Arbeit zu entwickeln, mit den Ak-

tivitäten der anderen Beteiligten (insbesondere mit den Lehrkräften/der Schule, der Be-

rufsberatung vor dem Erwerbsleben sowie weiteren Beratungskräften) abzustimmen und 

im Antrag zu beschreiben. 

− Ein Teil der Maßnahmen soll sich auf Jugendliche mit erhöhtem Unterstützungsbedarf 

beziehen.  

− Ein weiterer Teil soll die besonderen Bedürfnisse von Schülerinnen und Schülern mit 

sonderpädagogischem Förderbedarf und von schwerbehinderten Schülerinnen und 

Schülern berücksichtigen.  

− Es muss nachvollziehbar beschrieben werden, wie der individuelle Berufswegefahrplan 

des Berufsorientierungsprozesses von den Ausbildungslots*innen begleitet wird.  

− Es muss eine von der Schulleitung unterzeichnete Selbstverpflichtung /Erklärung der 

Schulen zu der konkreten Beteiligung/Unterstützung des Projektes abgegeben werden 

(vgl. Anlage Selbstverpflichtung Schule). 

− Weitere inhaltliche Anforderungen an das Konzept und deren Eingang in die Bewertung 

sind aus dem Antragsformular zu entnehmen (vgl. Anlage Antragsformular).  
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4.2.2. Gestaltung der Zusammenarbeit mit der Berufsberatung der Agentur für Arbeit (40%) 

− Es muss durch die Tätigkeitsbeschreibung der Ausbildungslots*innen klar herausgestellt 

werden, wie sich die Aufgaben der Ausbildungslots*innen von der Tätigkeit der Berufs-

beratung unterscheidet. 

− Es muss ersichtlich sein, wie der/die Ausbildungslots*in die Schüler*innen aktiviert Be-

rufsorientierung und Berufsberatung in Anspruch zu nehmen und den Prozess nach den 

Gesprächen am Laufen hält. 

− Die Kommunikation zwischen der Beratungsfachkraft der Agentur für Arbeit und dem*der 

Ausbildungslots*in, insbesondere an den Schnittstellen und bei gemeinsamen Maßnah-

men, muss abgestimmt und regelhaft erfolgen und im Konzept entsprechend beschrie-

ben werden. Bevor ein*e Ausbildungslots*in mit einer*m Schüler*in zusammenarbeitet, 

müssen die Erziehungsberechtigten bzw. der/die volljährige Schüler*in eine Erklärung 

unterzeichnen, die den Austausch von Informationen zwischen dem/der Ausbildungs-

lots*in und der Beratungsfachkraft der Agentur für Arbeit erlaubt (vgl. Anlage Einver-

ständniserklärung Datenweitergabe).  

4.3. Der Höchstrahmen der Projektlaufzeit ist festgelegt auf einen Zeitraum vom 01.01.2026 bis 

zum 31.12.2029. Die Projektlaufzeit ist dabei zunächst vom 01.01.2026 bis zum 31.12.2027 

befristet, mit der Option auf Verlängerung vom 01.01.2028 - 31.12.2029 bei positiver Evalu-

ation der ersten zwei Jahre.  

5. Art, Umfang und Höhe der Zuwendung 

5.1. Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung zur Deckung zuwendungsfähiger 

Ausgaben als nicht rückzahlbare Zuwendung in Form einer Anteilsfinanzierung gewährt. Die 

Region Hannover trägt dabei 50% der zuwendungsfähigen Ausgaben, die anderen 50% 

werden bei der Agentur für Arbeit Hannover im Rahmen § 48 SGB III, Berufsorientierungs-

maßnahmen, durch die Region Hannover beantragt (zweistufiges Zuwendungsverfahren). 

Eine Förderung durch die Bewilligungsbehörde unterliegt dem Vorbehalt der Bewilligung der 

Zuwendungen an die Region Hannover durch die Agentur für Arbeit Hannover. 

5.2. Zuwendungsfähig sind vorwiegend Personalausgaben für die Ausbildungslots*innen. Zu-

sätzlich sind in einem angemessenen, deutlich geringeren Umfang auch Verbrauchsmate-

rial, Verwaltungs- und Gemeinkosten sowie koordinierendes Personal förderfähig. 

5.3. Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere Ausgaben für Abschreibungen, Rückzahlung von 

Darlehen, Zinsen und Kautionen. 

6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen und zuwendungsrechtliche Konsequenzen 

6.1. Die ANBest-P bzw. ANBest-GK sind unverändert zum Bestandteil des Bescheides zu ma-

chen. Abweichungen von den Regelungen der ANBest-P sind in den Zuwendungsbescheid 

aufzunehmen. 

6.2. Der Zuwendungsempfänger ist darauf hinzuweisen, dass eine Prüfung durch das Rech-

nungsprüfungsamt der Region Hannover erfolgen wird. 
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7. Anweisungen zum Verfahren 

7.1. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 

und die Prüfung der Verwendung, die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-

scheids sowie die Rückforderung der Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO sowie die 

ANBest-P bzw. ANBest-GK, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichendes zugelassen ist. 

7.2. Die für die Antragstellung erforderlichen Antragsunterlagen werden auf der Internetseite 

www.wirtschaftsfoerderung-hannover.de zur Verfügung gestellt. Auf der Internetseite wird 

auch der Stichtag zur Einreichung der Antragsunterlagen kommuniziert. 

7.3. Bewilligungsstelle ist die Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung der Region Hannover, 

Vahrenwalder Str. 7, 30165 Hannover. 

7.4. Anträge werden pro Schule gestellt. Es ist pro Antrag/Schule ein individuelles Konzept ein-

zureichen (vgl. Punkt 4). Wenn Antrag stellende Bildungsträger mehrere Schulen beantra-

gen, kann ein gemeinsamer Finanzierungsplan eingereicht werden, wobei die Kosten jeder 

Kostenkategorie nach Schule aufgeschlüsselt sein müssen. 

7.5. Der Antrag ist an die Wirtschafts- und Beschäftigungsförderung der Region Hannover, 

Vahrenwalder Straße 7, 30165 Hannover zu richten.  

7.6. Die Entscheidung über Anträge trifft die Bewilligungsstelle in Absprache mit der Agentur für 

Arbeit Hannover auf Grundlage pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen verfügbarer Haus-

haltsmittel. Die Bewilligungsstelle orientiert sich dabei anhand den in 4 genannten Kriterien. 

7.7. Die Erlaubnis eines vorzeitigen Maßnahmebeginns auf Antrag ist nicht grundsätzlich aus-

geschlossen. 

7.8. Verwendungsnachweisverfahren: Abweichungen von den VV zu § 44 BHO/LHO können nur 

in begründeten Fällen zugelassen werden. 

7.9. Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis 

und die Prüfung der Verwendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbe-

scheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die VV zu § 44 BHO/LHO 

sowie §§ 48 bis 49 a Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), soweit nicht in diesen Förder-

richtlinien Abweichungen zugelassen worden sind. 

8. Inkrafttreten 

01.03.2025 

 

 

 

Anlagen 

− Schulstandorte 

− Antragsformular 

− Selbstverpflichtung Schule 

− Einverständniserklärung Datenweitergabe 


